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3. Instanz

Datum -

I. Der Bescheid vom 23.11.2004 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
26.01.2005 wird aufgehoben.
Die Beklagte wird verpflichtet, Ã¼ber die Unterkunftskosten unter
BerÃ¼cksichtigung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

II. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers trÃ¤gt die Beklagte.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger bewohnt ein mÃ¶biliertes Zimmer, das eine GesamtgrÃ¶Ã�e von 9 qm
hat und einschlieÃ�lich Heizung, Warmwasser sowie sonstiger Nebenkosten und
Strom monatlich 125,- EUR Miete kostet.

Der KlÃ¤ger beantragte am 07.09.2004 Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nach dem SGB II. Mit Bescheid vom 08.11.2004 bewilligte die
Beklagte ihm diese Leistungen fÃ¼r die Zeit von Januar bis Juni 2005 in HÃ¶he von
414,01 EUR monatlich. Davon entfielen auf die Kosten der Unterkunft 69,01 EUR.
Mit Ã�nderungsbescheid vom 23.11.2004 wurde dem Widerspruch vom 16.11.2004
teilweise abgeholfen und die Leistungen neu auf 419,49 EUR festgesetzt; davon
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entfielen auf Kosten der Unterkunft 74,49 EUR.

Mit Widerspruchsbescheid vom 26.01.2005 wurde der Widerspruch
zurÃ¼ckgewiesen. Nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II wÃ¼rden die tatsÃ¤chlichen
Unterkunftskosten und die tatsÃ¤chlichen Heizkosten in angemessener HÃ¶he
anerkannt. Da die Regelleistung Strom, Warmwasseranteil sowie MÃ¶belierung
umfasse, kÃ¶nnten diese Kosten deshalb nicht nochmals als Unterkunftskosten
anerkannt werden. Deshalb wÃ¼rden von den Kosten der Unterkunft in HÃ¶he von
insgesamt 125,- EUR fÃ¼r Strom 21,39 EUR (6,2 % der Regelleistung) und fÃ¼r
MÃ¶belierung 27,77 EUR (8,05 % der Regelleistung) abgezogen. Auf den
Warmwasseranteil entfielen 0,15 EUR pro qm (1,35 EUR).

Mit Schriftsatz vom 02.03.2005, eingegangen beim Sozialgericht MÃ¼nchen,
beantragte die BevollmÃ¤chtigte zuletzt:

Den Bescheid der Beklagten in Gestalt des Widerspruchsbe scheids vom 26.01.2005
aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger mit Wirkung ab
01.01.2005 Grund- sicherung fÃ¼r Arbeitsuchende in HÃ¶he von 345,- EUR monat
lich zuzÃ¼glich der Unterkunftskosten von derzeit 125,- EUR monatlich abzÃ¼glich
der Energiekosten von 6,- EUR monatlich zu bezahlen.

Das Zimmer sei nicht voll mÃ¶beliert, da es weder Ã¼ber Bett noch Tisch noch
Stuhl verfÃ¼ge. Der Abzug von 8,05 % der Regelleistung fÃ¼r MÃ¶belierung sei
deshalb rechtswidrig. Der Abzug von 6,02 % fÃ¼r Energiekosten sei fÃ¼r ein 9 qm
groÃ�es Zimmer nicht angemessen. Strom werde lediglich fÃ¼r die Beleuchtung
benÃ¶tigt. Eine Person verbrauche keine 21,39 EUR Strom. Die statistischen Daten
kÃ¶nnten nicht herangezogen werden, da ein Unterschied zwischen einem kleinen
mÃ¶belierten Zimmer und einem Haushalt in einer 1- bis 2-Zimmer-Wohnung
bestehe.

Die Beklagte beantragte mit Schreiben vom 29.03.2005:

die Klage abzuweisen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung erklÃ¤rte die Vertreterin des Beklagten, es gÃ¤be
mittlerweile einen Beschluss des Stadtrats der Beklagten, der jedoch noch nicht
schriftlich vorlÃ¤ge, wonach fÃ¼r mÃ¶belierte Zimmer eine einmalige Pauschale in
HÃ¶he von 27,- EUR monatlich abgezogen werde. Da in der Regelleistung von 345,-
EUR Aufwendungen fÃ¼r Strom und Warmwasser enthalten seien, kÃ¶nnten diese
BetrÃ¤ge bei den Kosten der Unterkunft nicht mehr berÃ¼cksichtigt werden. Der
von der Regelleistung abgedeckte Betrag fÃ¼r Strom betrage nach der
Einkommenverbrauchs-Stichprobe 6,2 %, dies seien 21,39 EUR. FÃ¼r Warmwasser
sei 0,15 EUR pro qm anzusetzen.

Wegen der Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte und die beigezogene
BehÃ¶rdenakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Der Bescheid in der Fassung des
Widerspruchsbescheids war aufzuheben, da der KlÃ¤ger einen Anspruch auf
hÃ¶here Unterkunftskosten hat.

Nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II werden Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he
der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind. Bei
Mieten, die alle Nebenkosten ohne AufschlÃ¼sselung umfassen, sind ebenso wie
bei einheitlichen Energiekostenvorauszahlungen die bereits durch die
Regelleistungen abgegoltenen Kosten fÃ¼r Kochenergie, Beleuchtung,
Warmwasserzubereitung und den Betrieb elektrischer GerÃ¤te herauszurechnen
(Berlit in LPK SGB II, Â§ 22 Rdnr. 17 und 49). Die Beklagte ist daher zu Recht davon
ausgegangen, dass von der Bruttomiete von 125,-EUR ein Abzug fÃ¼r
Energiekosten vorzunehmen ist, da sowohl Strom als auch Warmwasser aus der
Regelleistung von 345,- EUR bezahlt werden mÃ¼ssen und deshalb nicht zu den
Unterkunftskosten gehÃ¶ren.

Zu beanstanden ist jedoch die HÃ¶he des Abzugs von 6,2 % der Regelleistung fÃ¼r
Strom, da der KlÃ¤ger lediglich ein kleines Untermietzimmer bewohnt. Stromkosten
in HÃ¶he von 21,39 EUR monatlich fallen bei einem 9 qm Zimmer nicht an. Die
Pauschale von 6,2 % der Regelleistung fÃ¼r Strom stellt auf einen normalen
Einpersonenhaushalt mit KÃ¼che, Bad und den dazugehÃ¶renden ElektrogerÃ¤ten
wie KÃ¼hlschrank, Herd und Waschmaschine ab. Das Untermietzimmer des
KlÃ¤gers ist lediglich 9 qm groÃ� und damit eher eine Kammer, die kaum Platz zum
Wohnen bietet. Die pauschale Verringerung der Unterkunftskosten aufgrund einer
der Einkommenverbrauchs-Stichprobe zugrunde liegenden typisierenden
Betrachtungsweise berÃ¼cksichtigt den Einzelfall nicht. Da nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II
die HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen maÃ�geblich sind, stellt diese Norm
bereits ihrem Wortlaut nach auf den Einzelfall ab. Dies gebietet, auch beim Abzug
der anteilig in der Bruttomiete enthaltenen Kosten fÃ¼r Energie auf den Einzelfall
abzustellen, wenn wie hier ein abstrakter Pauschalabzug zu offensichtlichen
Abweichungen von den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼hrt.

Eine Verpflichtung der Beklagten zu einem Abzug von Energiekosten in bestimmter
HÃ¶he muss unterbleiben, da es erforderlich ist, die Unterkunftssituation des
KlÃ¤gers genauer aufzuklÃ¤ren und da die Beklagte die Wahl zwischen mehreren
MÃ¶glichkeiten hat, wie sie die Energiekosten feststellt und berechnet. Nach dem
Ergebnis der mÃ¼ndlichen Verhandlung stand nicht fest, ob und in welchem
Umfang der KlÃ¤ger Bad und KÃ¼che mit benutzen kann. Offen ist ferner, ob der
KlÃ¤ger von seinem Vermieter eine genaue Energiekostenabrechnung erhalten
kann und ob ein gesonderter anderer ZÃ¤hler vorhanden ist. Unter
BerÃ¼cksichtigung dessen, dass es sich bei dem Zimmer des KlÃ¤gers nicht um
Wohnraum von normaler GrÃ¶Ã�e, sondern eher um ein halbes Zimmer handelt,
hÃ¤lt das Gericht es grundsÃ¤tzlich fÃ¼r angemessen, etwa ein Drittel oder die
HÃ¤lfte der Energiekostenpauschale von 6,2 % von den Unterkunftskosten
abzuziehen. Denkbar wÃ¤re auch, wie bei der Ermittlung des Warmwasseranteils,
auf die ZimmergrÃ¶Ã�e in qm abzustellen.

Der Abzug einer Pauschale von 8,05 % der Regelleistung fÃ¼r MÃ¶belierung ist
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ebenso wie der pauschale Abzug von 27,- EUR fÃ¼r mÃ¶belierte Zimmer
rechtswidrig, da das SGB II keine KÃ¼rzung der Regelleistung vorsieht. Â§ 20 Abs. 2
SGB II bestimmt, dass der monatliche Regelsatz fÃ¼r alleinstehende VolljÃ¤hrige in
den alten BundeslÃ¤ndern 345,- EUR betrÃ¤gt. Es handelt sich dabei um die
gesetzliche Festlegung eines absoluten Betrages, von dem nach Â§ 20 Abs. 1 SGB II
insbesondere ErnÃ¤hrung, Kleidung, KÃ¶rperpflege, Hausrat, Bedarfe des
tÃ¤glichen Lebens, Beziehungen zur Umwelt und die Teilnahme am kulturellen
Leben bestritten werden mÃ¼ssen. Abweichend von der Regelung in Â§ 22 Abs. 1
des frÃ¼her geltenden BSHG sieht das SGB II nicht vor, dass nach den
Besonderheiten des Einzelfalls von dieser Regelleistung abgewichen werden kann.
Durch die Festlegung einer Pauschale, mit der abgesehen von den gesetzlichen
Ausnahmen der gesamte Lebensunterhalt gesichert werden soll, hat der
Gesetzgeber zugleich festgelegt, dass dieser Betrag jedem Anspruchsberechtigten
ohne BerÃ¼cksichtigung der individuellen BedÃ¼rfnisse zusteht. Diese gesetzliche
Regelung der Leistung als Pauschale schlieÃ�t es aus, die Regelleistung unter
Zugrundelegung eines Prozentsatzes in einen Bedarf fÃ¼r MÃ¶bel, Hausrat,
Instandhaltung etc. aufzusplitten und die Bedarfsanteile individuell nach der
Lebenssituation des einzelnen zu gewÃ¤hren. Es ist jedem HilfeempfÃ¤nger
unabhÃ¤ngig davon, ob und wie seine Wohnung mÃ¶beliert ist, freigestellt, ob und
in welchem Umfang er die Regelleistung fÃ¼r MÃ¶bel verwendet. Eine KÃ¼rzung
des Regelsatzes wegen fehlendem Bedarf sieht das Gesetz nicht vor. Die
Absenkung und der Wegfall der Regelleistung ist in Â§ 31 SGB II nur fÃ¼r die dort
genannten FÃ¤lle vorgesehen.

Auch nach der bisherigen Rechtssprechung zum BSHG war es dem
SozialhilfetrÃ¤ger verwehrt, dem HilfeempfÃ¤nger vorzuschreiben, wie er die nach
RegelsÃ¤tzen gewÃ¤hrte Hilfe innerhalb der Bedarfsgruppe verbraucht, da der
Regelsatz insgesamt zur Befriedigung der notwendigen BedÃ¼rfnisse zur
VerfÃ¼gung stand und der HilfeempfÃ¤nger selbst bestimmen konnte, ob er
Ausgaben an einer Stelle stark einschrÃ¤nkt zugunsten von hÃ¶heren Ausgaben
fÃ¼r andere BedÃ¼rfnisse (z.B. BVerwG vom 29.12.2000 NJW 2001, 1985; OVG
MÃ¼nster vom 09.11.2000, Az.: 22 A 351/99). Auch bei den Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem SGB II gilt der Grundatz fort, dass
der HilfeempfÃ¤nger frei darÃ¼ber entscheiden kann, ob und wie er die ihm
zustehenden Mittel auf seine BedÃ¼rfnisse verteilt. Dies gilt umsomehr, da
abweichend von der frÃ¼heren Rechtslage grundsÃ¤tzlich keine Einzelleistungen
fÃ¼r notwendige besondere Anschaffungen mehr gewÃ¤hrt werden, sondern die
dafÃ¼r notwendigen Mittel aus der Regelleistung angespart werden mÃ¼ssen.

Die vom Stadtrat der Beklagten beschlossene Pauschale in HÃ¶he von 27,- EUR, die
bei mÃ¶belierten Zimmern von der Bruttomiete abgezogen werden soll, ist hÃ¶her
als der in der Regelleistung enthaltene Stromanteil von 6,2 %, der derzeit 21,39
EUR bei Alleinstehenden betrÃ¤gt. Auch unter BerÃ¼cksichtigung eines Abzugs von
den Heizkosten fÃ¼r Warmwasser ist der Pauschalabzug regelmÃ¤Ã�ig zu hoch, da
ein Warmwasseranteil von Ã¼ber 5,60 EUR unter Zugrundelegung eines
Warmwasseranteils von 0,15 EUR pro qm einer ZimmergrÃ¶Ã�e von ungefÃ¤hr 35
qm entspricht. In all den FÃ¤llen, in denen ein mÃ¶biliertes Zimmer kleiner ist,
bedeutet der Pauschalabzug von 27,- EUR, dass vom Gesetz nicht vorgesehene
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AbzÃ¼ge von der Regelleistung gemacht werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.
Es entspricht billigem Ermessen, dass die Beklagte die auÃ�ergerichtlichen Kosten
des KlÃ¤gers insgesamt trÃ¤gt. Trotz der Ã�nderung des Klageantrags, dem als
Verpflichtungsklage nicht in vollem Umfang stattgegeben wurde und der Tatsache,
dass die Beklagte bereit war, hinsichtlich der Pauschale fÃ¼r MÃ¶belierung unter
eingeschrÃ¤nkten Voraussetzungen nachzugeben, entspricht es unter
BerÃ¼cksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes billigem Ermessen, die
Kosten der Beklagten aufzuerlegen, da diese Ã¼berwiegend unterlegen ist.

Erstellt am: 07.07.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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